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 JUSLINE Entscheidung
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Norm

AsylG 2005 §3 Abs1

AVG §66 Abs2

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gültig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AVG § 66 heute

2. AVG § 66 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 66 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch

A5 419.574-2/2013/4E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. SCHREFLER-KÖNIG als Vorsitzende und die Richterin Mag. UNTERER als

Beisitzerin über die Beschwerde des XXXX, Staatsangehöriger von Somalia, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes

vom 09.07.2013, Zl. 11 01.664-BAL, in nichtöEentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die

Richterin Dr. SCHREFLER-KÖNIG als Vorsitzende und die Richterin Mag. UNTERER als Beisitzerin über die Beschwerde

des römisch 40 , Staatsangehöriger von Somalia, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 09.07.2013, Zl. 11

01.664-BAL, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekämpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemäß § 66 Abs. 2 AVG,

BGBl. Nr. 51/1991, zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt

zurückverwiesen.In Erledigung der Beschwerde wird der bekämpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemäß

Paragraph 66, Absatz 2, AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991,, zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines

neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurückverwiesen.

Text

Entscheidungsgründe:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:
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I.1. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger Somalias, reiste am 16.02.2011 illegal in das österreichische

Bundesgebiet ein und stellte am darauEolgenden Tag den verfahrensgegenständlichen Antrag auf internationalen

Schutz.römisch eins.1. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger Somalias, reiste am 16.02.2011 illegal in das

österreichische Bundesgebiet ein und stellte am darauEolgenden Tag den verfahrensgegenständlichen Antrag auf

internationalen Schutz.

Bei der am 17.02.2011 gemäß § 19 AsylG 2005 durchgeführten Erstbefragung durch ein Organ des öEentlichen

Sicherheitsdienstes gab der nunmehrige Beschwerdeführer zusammengefasst zu Protokoll, in XXXX, Somalia, geboren

zu sein und dort im Dorf XXXX bis zu seiner Ausreise gemeinsam mit seiner Frau, seinen vier Söhnen und fünf Töchtern

gelebt zu haben. Er habe seine Heimat am 10.02.2011 schlepperunterstützt mit dem Flugzeug Richtung Dubai

verlassen und sei nach einem fünftägigen Aufenthalt in Dubai schließlich am 16.02.2011 in XXXX gelandet. Bezüglich

seiner Fluchtgründe führte der nunmehrige Beschwerdeführer ins TreEen, dass er von sechs Mitgliedern der Al

Shabaab zur Teilnahme am heiligen Krieg aufgefordert worden wäre und ihm hierfür eine Bedenkzeit von drei Tagen

gegeben worden sei. Da er dies nicht gewollt hätte, habe er sein Heimatland verlassen. Im Fall seiner Rückkehr

befürchte er, von den Rebellen getötet zu werden.Bei der am 17.02.2011 gemäß Paragraph 19, AsylG 2005

durchgeführten Erstbefragung durch ein Organ des öEentlichen Sicherheitsdienstes gab der nunmehrige

Beschwerdeführer zusammengefasst zu Protokoll, in römisch 40 , Somalia, geboren zu sein und dort im Dorf römisch

40 bis zu seiner Ausreise gemeinsam mit seiner Frau, seinen vier Söhnen und fünf Töchtern gelebt zu haben. Er habe

seine Heimat am 10.02.2011 schlepperunterstützt mit dem Flugzeug Richtung Dubai verlassen und sei nach einem

fünftägigen Aufenthalt in Dubai schließlich am 16.02.2011 in römisch 40 gelandet. Bezüglich seiner Fluchtgründe führte

der nunmehrige Beschwerdeführer ins TreEen, dass er von sechs Mitgliedern der Al Shabaab zur Teilnahme am

heiligen Krieg aufgefordert worden wäre und ihm hierfür eine Bedenkzeit von drei Tagen gegeben worden sei. Da er

dies nicht gewollt hätte, habe er sein Heimatland verlassen. Im Fall seiner Rückkehr befürchte er, von den Rebellen

getötet zu werden.

I.2. Am 23.02.2011 wurde der nunmehrige Beschwerdeführer niederschriftlich vor dem Bundesasylamt

einvernommen. Dabei betonte der Genannte, dass am 05.02.2001 bewaEnete Mitglieder von Al Shabaab wegen seiner

Volksgruppenzugehörigkeit zu ihm nach Hause gekommen wären. Er hätte sich geweigert, der AuEorderung zur

Teilnahme am heiligen Krieg zu folgen. Daraufhin hätten sie ihm drei Tage Bedenkzeit gegeben und ihm im Falle seiner

Weigerung mit Bestrafung gedroht. Noch während der laufenden Bedenkzeit habe sich der Beschwerdeführer nach

Besprechungen mit seiner Familie dazu entschlossen, sein Dorf zu verlassen.römisch eins.2. Am 23.02.2011 wurde der

nunmehrige Beschwerdeführer niederschriftlich vor dem Bundesasylamt einvernommen. Dabei betonte der

Genannte, dass am 05.02.2001 bewaEnete Mitglieder von Al Shabaab wegen seiner Volksgruppenzugehörigkeit zu ihm

nach Hause gekommen wären. Er hätte sich geweigert, der AuEorderung zur Teilnahme am heiligen Krieg zu folgen.

Daraufhin hätten sie ihm drei Tage Bedenkzeit gegeben und ihm im Falle seiner Weigerung mit Bestrafung gedroht.

Noch während der laufenden Bedenkzeit habe sich der Beschwerdeführer nach Besprechungen mit seiner Familie

dazu entschlossen, sein Dorf zu verlassen.

I.3. Im Rahmen einer weiteren niederschriftlichen Einvernahme am 16.03.2011 wurde der Beschwerdeführer seitens

des Bundesasylamtes zu seinen persönlichen Daten sowie seinem Lebenslauf befragt und gab er unter anderem an,

dem Clan der Jareer anzugehören. Der Beschwerdeführer schilderte seinen letzten Arbeitstag und gab an, dass er zwar

einer Minderheit angehöre, deswegen jedoch keine Probleme gehabt hätte. Er habe nur mit Al Shabaab Probleme

gehabt. Der Beschwerdeführer wiederholte sein bisheriges Vorbringen und gab ergänzend an, die Mitglieder von Al

Shabaab hätten um sechs Uhr morgens an seine Tür geklopft und wäre seine gesamte Familie vor die Türe getreten.

Sie hätten mit dem Finger auf ihn gezeigt und gesagt, dass er mitkommen und kämpfen solle. Auf Befragung seitens

des Bundesasylamtes führte der Beschwerdeführer weiters an, Al Shabaab habe sich im Dorf direkt

Minderheitenangehörige ausgesucht, diese verschleppt sowie Lösegeld verlangt. Um 8 Uhr desselben Tages habe der

Beschwerdeführer sein Dorf verlassen und er sei um 12 Uhr nach Mogadischu gelangt.römisch eins.3. Im Rahmen

einer weiteren niederschriftlichen Einvernahme am 16.03.2011 wurde der Beschwerdeführer seitens des

Bundesasylamtes zu seinen persönlichen Daten sowie seinem Lebenslauf befragt und gab er unter anderem an, dem

Clan der Jareer anzugehören. Der Beschwerdeführer schilderte seinen letzten Arbeitstag und gab an, dass er zwar

einer Minderheit angehöre, deswegen jedoch keine Probleme gehabt hätte. Er habe nur mit Al Shabaab Probleme

gehabt. Der Beschwerdeführer wiederholte sein bisheriges Vorbringen und gab ergänzend an, die Mitglieder von Al
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Shabaab hätten um sechs Uhr morgens an seine Tür geklopft und wäre seine gesamte Familie vor die Türe getreten.

Sie hätten mit dem Finger auf ihn gezeigt und gesagt, dass er mitkommen und kämpfen solle. Auf Befragung seitens

des Bundesasylamtes führte der Beschwerdeführer weiters an, Al Shabaab habe sich im Dorf direkt

Minderheitenangehörige ausgesucht, diese verschleppt sowie Lösegeld verlangt. Um 8 Uhr desselben Tages habe der

Beschwerdeführer sein Dorf verlassen und er sei um 12 Uhr nach Mogadischu gelangt.

I.4. Mit (erstem) Bescheid vom 12.05.2011, Zl. 11 01.664-BAL, wies die belangte Behörde den Antrag des

Beschwerdeführers auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten ab und

gewährte ihm subsidiären Schutz. Damit verbunden wurde die Erteilung einer auf ein Jahr befristeten

Aufenthaltsberechtigung.römisch eins.4. Mit (erstem) Bescheid vom 12.05.2011, Zl. 11 01.664-BAL, wies die belangte

Behörde den Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des

Asylberechtigten ab und gewährte ihm subsidiären Schutz. Damit verbunden wurde die Erteilung einer auf ein Jahr

befristeten Aufenthaltsberechtigung.

Das Bundesasylamt begründete seine in Spruchpunkt I. negative Entscheidung im Wesentlichen mit der fehlenden

Glaubwürdigkeit der Angaben des Beschwerdeführers. Es sei nicht nachvollziehbar, dass er nicht angeben habe

können, was mit seiner Familie nach seiner Ausreise geschehen wäre. Weiters sei nicht erklärbar, weshalb ihm Al

Shabaab eine Bedenkzeit von drei Tagen eingeräumt und ihm damit die Möglichkeit zur Flucht gegeben habe. Die von

ihm vorgetragene Geschichte sei zudem sehr oberMächlich gehalten gewesen und hätten sich seine Angaben zu der

geltend gemachten Bedrohungssituation in einer knappen Rahmengeschichte erschöpft. Die belangte Behörde hielt

weiters fest, dass die Rekrutierungsversuche von Al Shabaab selbst bei unterstelltem Wahrheitsgehalt ausschließlich

aus dem Geschlecht und dem Alter des Beschwerdeführers resultierten und deshalb nicht unter den FlüchtlingsbegriE

Nelen. Da aus den Länderfeststellungen hervorginge, dass Al Shabaab die Minderheiten unterstützte, könne nicht

davon ausgegangen werden, der Beschwerdeführer hätte aufgrund seiner Clanzugehörigkeit Probleme mit Al Shabaab

gehabt. Der Beschwerdeführer habe auch selbst angegeben, keine Probleme aufgrund seiner Clanzugehörigkeit

gehabt zu haben.Das Bundesasylamt begründete seine in Spruchpunkt römisch eins. negative Entscheidung im

Wesentlichen mit der fehlenden Glaubwürdigkeit der Angaben des Beschwerdeführers. Es sei nicht nachvollziehbar,

dass er nicht angeben habe können, was mit seiner Familie nach seiner Ausreise geschehen wäre. Weiters sei nicht

erklärbar, weshalb ihm Al Shabaab eine Bedenkzeit von drei Tagen eingeräumt und ihm damit die Möglichkeit zur

Flucht gegeben habe. Die von ihm vorgetragene Geschichte sei zudem sehr oberMächlich gehalten gewesen und hätten

sich seine Angaben zu der geltend gemachten Bedrohungssituation in einer knappen Rahmengeschichte erschöpft. Die

belangte Behörde hielt weiters fest, dass die Rekrutierungsversuche von Al Shabaab selbst bei unterstelltem

Wahrheitsgehalt ausschließlich aus dem Geschlecht und dem Alter des Beschwerdeführers resultierten und deshalb

nicht unter den FlüchtlingsbegriE Nelen. Da aus den Länderfeststellungen hervorginge, dass Al Shabaab die

Minderheiten unterstützte, könne nicht davon ausgegangen werden, der Beschwerdeführer hätte aufgrund seiner

Clanzugehörigkeit Probleme mit Al Shabaab gehabt. Der Beschwerdeführer habe auch selbst angegeben, keine

Probleme aufgrund seiner Clanzugehörigkeit gehabt zu haben.

Die Zuerkennung subsidiären Schutzes wurde im Wesentlichen mit der schlechten Sicherheits- und

Menschenrechtslage in Somalia begründet und entsprechend den Bestimmungen des AsylG korrespondierend zu

dieser Entscheidung eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt.

I.5. Der Beschwerdeführer bekämpfte Spruchpunkt I. der Entscheidung des Bundesasylamtes fristgerecht mittels

Beschwerde, welcher mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 17.09.2012, Zl. A5 419.574-1/2011/7E, stattgegeben,

der bekämpfte Spruchpunkt I. (Zuerkennung des Status des Asylberechtigten) behoben und die Angelegenheit insoweit

gemäß § 66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt

zurückverwiesen wurde.römisch eins.5. Der Beschwerdeführer bekämpfte Spruchpunkt römisch eins. der

Entscheidung des Bundesasylamtes fristgerecht mittels Beschwerde, welcher mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom

17.09.2012, Zl. A5 419.574-1/2011/7E, stattgegeben, der bekämpfte Spruchpunkt römisch eins. (Zuerkennung des

Status des Asylberechtigten) behoben und die Angelegenheit insoweit gemäß Paragraph 66, Absatz 2, AVG zur

neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurückverwiesen wurde.

In seinen Entscheidungsgründen führte der Asylgerichtshof dazu im Wesentlichen aus, dass das Bundesasylamt in der

bekämpften Entscheidung den Angaben des Beschwerdeführers pauschal die Glaubwürdigkeit abgesprochen habe,

ohne jedoch im Detail darzulegen, weshalb es seine Ausführungen als oberMächlich und vage betrachte. Weiters habe
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es das Bundesasylamt verabsäumt hat, Feststellungen zur Vorgehensweise von Al Shabaab bei der Rekrutierung von

"Kriegern" in Bezug auf Angehörige der Volksgruppe der Jareer zu treffen.

I.6. Am 28.06.2012 stellte die Ehefrau des Beschwerdeführers, XXXX, ebenfalls eine Staatsangehörige Somalias (Zl. A5

436.850-1/2013), via der Österreichischen Botschaft in XXXX für sich und ihre neun Kinder XXXX (Zl. A5 436.849-1/2013),

XXXX (Zl. A5 436.848-1/2013), XXXX (Zl. A5 436.847-1/2013), XXXX (Zl. A5 436.846-1/2013), XXXX (Zl. A5 436.845-1/2013),

XXXX (Zl. A5 436.844-1/2013), XXXX (Zl. A5 436.843-1/2013), XXXX (Zl. A5 436.842-1/2013), sowie XXXX (Zl. A5 436.841-

1/2013), alle somalische Staatsangehörige, jeweils Einreiseanträge gemäß § 35 AsylG 2005.römisch eins.6. Am

28.06.2012 stellte die Ehefrau des Beschwerdeführers, römisch 40 , ebenfalls eine Staatsangehörige Somalias (Zl. A5

436.850-1/2013), via der Österreichischen Botschaft in römisch 40 für sich und ihre neun Kinder römisch 40 (Zl. A5

436.849-1/2013), römisch 40 (Zl. A5 436.848-1/2013), römisch 40 (Zl. A5 436.847-1/2013), römisch 40 (Zl. A5 436.846-

1/2013), römisch 40 (Zl. A5 436.845-1/2013), römisch 40 (Zl. A5 436.844-1/2013), römisch 40 (Zl. A5 436.843-1/2013),

römisch 40 (Zl. A5 436.842-1/2013), sowie römisch 40 (Zl. A5 436.841-1/2013), alle somalische Staatsangehörige, jeweils

Einreiseanträge gemäß Paragraph 35, AsylG 2005.

Hiezu fand am 20.08.2012 eine niederschriftliche Befragung der Ehegattin des Beschwerdeführers vor der

Österreichischen Botschaft XXXX statt, anlässlich derer die Genannte unter anderem zu ihrem Lebenslauf, ihrem

Wohnsitz, dem Beschwerdeführer und der Verehelichung befragt wurde. Nach dem Ausreisegrund des

Beschwerdeführers befragt, führte die Genannte an, dass dieser von bewaEneten Al-Shabaab-Mitgliedern zur

Kampfteilnahme aufgefordert worden sei. Konkret seien diese an einem späteren Nachmittag zum Haus der Familie

gekommen. Die Männer seien vermummt gewesen und habe sich die Ehefrau des Beschwerdeführers außerdem

versteckt gehalten. Am Tag nach dem Vorfall habe der Beschwerdeführer schließlich auf Anraten seiner Mutter das

Dorf verlassen. Nach zwei Tagen seien die Kämpfer zurückgekommen und habe die Ehefrau des Beschwerdeführers

diesen mitgeteilt, dass sie nichts über den Aufenthalt ihres Gatten wüsste.Hiezu fand am 20.08.2012 eine

niederschriftliche Befragung der Ehegattin des Beschwerdeführers vor der Österreichischen Botschaft römisch 40 statt,

anlässlich derer die Genannte unter anderem zu ihrem Lebenslauf, ihrem Wohnsitz, dem Beschwerdeführer und der

Verehelichung befragt wurde. Nach dem Ausreisegrund des Beschwerdeführers befragt, führte die Genannte an, dass

dieser von bewaEneten Al-Shabaab-Mitgliedern zur Kampfteilnahme aufgefordert worden sei. Konkret seien diese an

einem späteren Nachmittag zum Haus der Familie gekommen. Die Männer seien vermummt gewesen und habe sich

die Ehefrau des Beschwerdeführers außerdem versteckt gehalten. Am Tag nach dem Vorfall habe der

Beschwerdeführer schließlich auf Anraten seiner Mutter das Dorf verlassen. Nach zwei Tagen seien die Kämpfer

zurückgekommen und habe die Ehefrau des Beschwerdeführers diesen mitgeteilt, dass sie nichts über den Aufenthalt

ihres Gatten wüsste.

Zeitgleich zur Einvernahme seiner Ehefrau fand eine zeugenschaftliche Vernehmung des Beschwerdeführers vor dem

Bundesasylamt statt. Dabei wurde der Beschwerdeführer unter anderem näher zu den persönlichen

Lebensverhältnissen seiner Frau sowie der Hochzeit befragt. Außerdem führte der Genannte an, er hätte Somalia

aufgrund der Bedrohung durch bewaEnete Rebellen verlassen. Diese wären am frühen Morgen, vor Sonnenaufgang,

zum Haus gekommen.

I.7. Mit E-Mail vom 04.09.2012 übermittelte die zuständige Botschaftssekretärin eine Liste inhaltlicher Diskrepanzen

zwischen den zuletzt stattgefundenen Einvernahmen des Beschwerdeführers sowie seiner Ehefrau und regte die

Durchführung von DNA-Tests an.römisch eins.7. Mit E-Mail vom 04.09.2012 übermittelte die zuständige

Botschaftssekretärin eine Liste inhaltlicher Diskrepanzen zwischen den zuletzt stattgefundenen Einvernahmen des

Beschwerdeführers sowie seiner Ehefrau und regte die Durchführung von DNA-Tests an.

Das daraufhin beauftragte forensische DNA-Zentrallabor der Medizinischen Universität XXXX stellte in seinem

Gutachten vom XXXX schließlich auf Basis der untersuchten Mundhöhlenabstriche fest, dass sowohl die Vaterschaft

des Beschwerdeführers als auch die Mutterschaft seiner Frau zu den angeführten Kindern als "praktisch erwiesen"

gelte.Das daraufhin beauftragte forensische DNA-Zentrallabor der Medizinischen Universität römisch 40 stellte in

seinem Gutachten vom römisch 40 schließlich auf Basis der untersuchten Mundhöhlenabstriche fest, dass sowohl die

Vaterschaft des Beschwerdeführers als auch die Mutterschaft seiner Frau zu den angeführten Kindern als "praktisch

erwiesen" gelte.

I.8. Infolge der behebenden Entscheidung des Asylgerichtshofes führte das Bundesasylamt in weiterer Folge eine
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ergänzende Einvernahme des Beschwerdeführers durch, welche am 05.03.2013 stattfand. Dabei wurde der

Beschwerdeführer zunächst zu seinen persönlichen Lebensverhältnissen in Somalia sowie seinen familiären

Verhältnissen, insbesondere zu seinen Geschwistern und deren Wohnorte sowie zu seinen Tanten, befragt. Sodann

führte er an, er habe sieben Jahre die Koranschule besucht, jedoch nie einen Beruf erlernt. Er habe immer in der

Landwirtschaft gearbeitet. Der Beschwerdeführer betonte, er habe am 05.02.2011 Somalia verlassen, wobei er nicht

mehr wisse, welcher Wochentag dies gewesen sei. Dies sei ihm vom Schlepper in Mogadischu mitgeteilt worden. Auf

Vorhalt seiner anderslautenden Angaben im Rahmen seiner letzten Einvernahme, erwiderte der Beschwerdeführer, er

habe Mogadischu am 10.02.2011 und sein Dorf am 05.02.2011 verlassen. Einen Tag vor seiner Ausreise aus seinem

Heimatdorf habe er das letzte Mal gearbeitet. Die Al Shabaab-Angehörigen seien drei Tage vor seiner Flucht bei ihm zu

Hause gewesen. Sodann gab der Beschwerdeführer korrigierend an, er habe drei Tage Bedenkzeit seitens der Al

Shabaab erhalten, vor Ablauf habe er jedoch seine Heimat verlassen. Nach deren Überfall um Mitternacht sei er am

nächsten Tag um 11 Uhr mittags geMohen. Der Beschwerdeführer führte weiters aus, seine Frau sei mit den Kindern

ebenfalls geMüchtet und hielte sich nun in Äthiopien in einem Flüchtlingslager auf.römisch eins.8. Infolge der

behebenden Entscheidung des Asylgerichtshofes führte das Bundesasylamt in weiterer Folge eine ergänzende

Einvernahme des Beschwerdeführers durch, welche am 05.03.2013 stattfand. Dabei wurde der Beschwerdeführer

zunächst zu seinen persönlichen Lebensverhältnissen in Somalia sowie seinen familiären Verhältnissen, insbesondere

zu seinen Geschwistern und deren Wohnorte sowie zu seinen Tanten, befragt. Sodann führte er an, er habe sieben

Jahre die Koranschule besucht, jedoch nie einen Beruf erlernt. Er habe immer in der Landwirtschaft gearbeitet. Der

Beschwerdeführer betonte, er habe am 05.02.2011 Somalia verlassen, wobei er nicht mehr wisse, welcher Wochentag

dies gewesen sei. Dies sei ihm vom Schlepper in Mogadischu mitgeteilt worden. Auf Vorhalt seiner anderslautenden

Angaben im Rahmen seiner letzten Einvernahme, erwiderte der Beschwerdeführer, er habe Mogadischu am

10.02.2011 und sein Dorf am 05.02.2011 verlassen. Einen Tag vor seiner Ausreise aus seinem Heimatdorf habe er das

letzte Mal gearbeitet. Die Al Shabaab-Angehörigen seien drei Tage vor seiner Flucht bei ihm zu Hause gewesen. Sodann

gab der Beschwerdeführer korrigierend an, er habe drei Tage Bedenkzeit seitens der Al Shabaab erhalten, vor Ablauf

habe er jedoch seine Heimat verlassen. Nach deren Überfall um Mitternacht sei er am nächsten Tag um 11 Uhr mittags

geMohen. Der Beschwerdeführer führte weiters aus, seine Frau sei mit den Kindern ebenfalls geMüchtet und hielte sich

nun in Äthiopien in einem Flüchtlingslager auf.

I.9. In weiterer Folge reiste die Ehegattin des Beschwerdeführers am 03.04.2013 gemeinsam mit den neun

minderjährigen Kindern mittels von der Botschaft in XXXX ausgestellter Visa legal nach Österreich ein.römisch eins.9.

In weiterer Folge reiste die Ehegattin des Beschwerdeführers am 03.04.2013 gemeinsam mit den neun minderjährigen

Kindern mittels von der Botschaft in römisch 40 ausgestellter Visa legal nach Österreich ein.

Nachdem sie am 10.04.2013 für sich und die Kinder jeweils Anträge auf internationalen Schutz gestellt hatte, wurde die

Genannte noch am Tag der Antragstellung einer Erstbefragung gemäß § 19 AsylG 2005 unterzogen. Dabei gab die

Ehegattin des Beschwerdeführers zu Protokoll, keine eigenen Fluchtgründe zu haben. Sie stelle den gegenständlichen

Antrag, da ihr Ehemann in Österreich den Status des subsidiären Schutzberechtigten erlangt habe. Für die Kinder

wurden ebenfalls keine eigenen Fluchtgründe geltend gemacht.Nachdem sie am 10.04.2013 für sich und die Kinder

jeweils Anträge auf internationalen Schutz gestellt hatte, wurde die Genannte noch am Tag der Antragstellung einer

Erstbefragung gemäß Paragraph 19, AsylG 2005 unterzogen. Dabei gab die Ehegattin des Beschwerdeführers zu

Protokoll, keine eigenen Fluchtgründe zu haben. Sie stelle den gegenständlichen Antrag, da ihr Ehemann in Österreich

den Status des subsidiären Schutzberechtigten erlangt habe. Für die Kinder wurden ebenfalls keine eigenen

Fluchtgründe geltend gemacht.

I.10. Sodann wurde die Gattin des Beschwerdeführers am 29.05.2013 vor dem Bundesasylamt niederschriftlich

einvernommen. Sie betonte, sie gehöre dem Clan der Jareer bzw. dem Subclan Moblen, an und sei in einem kleinen

Dorf namens XXXX, nahe der Stadt XXXX, aufgewachsen. Zu ihren Fluchtgründen befragt, führte die Genannte an, sie

sei von den Rebellen, die zunächst ihren Ehemann bedroht hätten, ebenfalls bedroht worden und habe deshalb

Somalia verlassen müssen. Wann genau dies gewesen sei, wisse sie nicht. Sie seien jedenfalls über XXXX und andere

Städte nach Äthiopien gelangt, wo sie ein Jahr und drei Monate gelebt habe. Auf Befragung seitens des

Bundesasylamtes führte die Ehefrau des Beschwerdeführers weiters aus, die Rebellen hätten ihrem Mann Probleme

gemacht. Konkret hätten diese mit ihrem Mann gesprochen, während sie selbst und die Kinder von der

Schwiegermutter versteckt worden seien. Sie selbst habe das Gespräch zwischen ihrem Mann und den Rebellen nicht
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gehört, ihr Gatte hätte ihr dann jedoch erzählt, dass er bedroht worden sei. Die Islamisten seien kurz vor

Sonnenuntergang, etwa um 18 Uhr gekommen; ihr Mann hätte etwa drei Tage später das Dorf verlassen.römisch

eins.10. Sodann wurde die Gattin des Beschwerdeführers am 29.05.2013 vor dem Bundesasylamt niederschriftlich

einvernommen. Sie betonte, sie gehöre dem Clan der Jareer bzw. dem Subclan Moblen, an und sei in einem kleinen

Dorf namens römisch 40 , nahe der Stadt römisch 40 , aufgewachsen. Zu ihren Fluchtgründen befragt, führte die

Genannte an, sie sei von den Rebellen, die zunächst ihren Ehemann bedroht hätten, ebenfalls bedroht worden und

habe deshalb Somalia verlassen müssen. Wann genau dies gewesen sei, wisse sie nicht. Sie seien jedenfalls über

römisch 40 und andere Städte nach Äthiopien gelangt, wo sie ein Jahr und drei Monate gelebt habe. Auf Befragung

seitens des Bundesasylamtes führte die Ehefrau des Beschwerdeführers weiters aus, die Rebellen hätten ihrem Mann

Probleme gemacht. Konkret hätten diese mit ihrem Mann gesprochen, während sie selbst und die Kinder von der

Schwiegermutter versteckt worden seien. Sie selbst habe das Gespräch zwischen ihrem Mann und den Rebellen nicht

gehört, ihr Gatte hätte ihr dann jedoch erzählt, dass er bedroht worden sei. Die Islamisten seien kurz vor

Sonnenuntergang, etwa um 18 Uhr gekommen; ihr Mann hätte etwa drei Tage später das Dorf verlassen.

I.11. Mit Schriftsatz vom 05.06.2013 wurden dem Beschwerdeführer Länderberichte zur Lage in Somalia übermittelt

und ihm eine zweiwöchige Frist zur Abgabe einer Stellungnahme eingeräumt.römisch eins.11. Mit Schriftsatz vom

05.06.2013 wurden dem Beschwerdeführer Länderberichte zur Lage in Somalia übermittelt und ihm eine zweiwöchige

Frist zur Abgabe einer Stellungnahme eingeräumt.

I.12. In seiner Eingabe vom 19.06.2013 zitierte der Beschwerdeführer auszugsweise aus Berichten zur Situation der

Jareer/Bantu in Somalia und betonte dazu, dass diese als Minderheitsgruppe Diskriminierungen und ÜbergriEen

ausgesetzt seien. Er hob weiters hervor, dass sich die Al Shabaab weiterhin in ländlichen Gebieten der Region rund um

XXXX aufhielten, womit sich mit großer Wahrscheinlichkeit auch XXXX, der Herkunftsort des Beschwerdeführers, unter

Kontrolle der Al Shabaab beNnde. Dem Beschwerdeführer und seiner Familie drohe daher in Somalia Verfolgung iSd

Genfer Flüchtlingskonvention. Der Beschwerdeführer würde aufgrund seiner Weigerung, für die radikal islamistische Al

Shabaab zu kämpfen, aus politischen und religiösen Gründen verfolgt und käme ihm aufgrund seiner

Minderheitenzugehörigkeit erhöhte Vulnerabilität zu. Seine Frau und Kinder seien durch ihre Clanzugehörigkeit

besonders stark von den in Somalia häuNg auftretenden Menschenrechtsverletzungen gegen Frauen, Mädchen und

Kinder betroEen. Schließlich beantragte der Beschwerdeführer die Änderung des Geburtsjahres seines letztgeborenen

Kindes auf XXXX, welches missverständlich mit XXXX protokolliert worden sei.römisch eins.12. In seiner Eingabe vom

19.06.2013 zitierte der Beschwerdeführer auszugsweise aus Berichten zur Situation der Jareer/Bantu in Somalia und

betonte dazu, dass diese als Minderheitsgruppe Diskriminierungen und ÜbergriEen ausgesetzt seien. Er hob weiters

hervor, dass sich die Al Shabaab weiterhin in ländlichen Gebieten der Region rund um römisch 40 aufhielten, womit

sich mit großer Wahrscheinlichkeit auch römisch 40 , der Herkunftsort des Beschwerdeführers, unter Kontrolle der Al

Shabaab beNnde. Dem Beschwerdeführer und seiner Familie drohe daher in Somalia Verfolgung iSd Genfer

Flüchtlingskonvention. Der Beschwerdeführer würde aufgrund seiner Weigerung, für die radikal islamistische Al

Shabaab zu kämpfen, aus politischen und religiösen Gründen verfolgt und käme ihm aufgrund seiner

Minderheitenzugehörigkeit erhöhte Vulnerabilität zu. Seine Frau und Kinder seien durch ihre Clanzugehörigkeit

besonders stark von den in Somalia häuNg auftretenden Menschenrechtsverletzungen gegen Frauen, Mädchen und

Kinder betroEen. Schließlich beantragte der Beschwerdeführer die Änderung des Geburtsjahres seines letztgeborenen

Kindes auf römisch 40 , welches missverständlich mit römisch 40 protokolliert worden sei.

I.13. Mit dem nunmehr angefochtenen (zweiten) Bescheid wies die belangte Behörde den Antrag des

Beschwerdeführers auf internationalen Schutz neuerlich ab.römisch eins.13. Mit dem nunmehr angefochtenen

(zweiten) Bescheid wies die belangte Behörde den Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz neuerlich

ab.

Begründend hielt das Bundesasylamt fest, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers aufgrund von unschlüssigen

Aussagen nicht glaubwürdig sei. Zwar komme es in Somalia zu Zwangsrekrutierungen, der Beschwerdeführer habe

jedoch nicht glaubhaft darbringen können, dass auch er einer solchen Verfolgung ausgesetzt sei. So habe der

Beschwerdeführer lediglich Rahmenumstände preis gegeben und habe die vorgebrachte Bedrohungssituation nicht

detailliert geschildert. Auch auf wiederholte Befragung habe er keine konkreten Antworten erstattet und nicht

erläutern können, weshalb gerade er, nicht aber andere Dorfbewohner, zwangsrekrutiert werden sollte. Zudem habe

sich der Beschwerdeführer hinsichtlich seines letzten Arbeitstages, dem Bedrohungszeitpunkt und seines



Ausreisetages in Widersprüchlichkeiten verstrickt. Weiters habe er sich in Bezug auf den Aufenthaltsort seiner

Geschwister in Divergenzen begeben. Selbst aber bei unterstelltem Wahrheitsgehalt bezüglich der

Rekrutierungsversuche sei festzuhalten, dass eine solche drohende Gefahr ausschließlich aus seinem Geschlecht und

Alter resultierte. Schließlich habe der Beschwerdeführer keine gegen ihn gerichtete Verfolgungshandlung bezüglich

seiner Clanzugehörigkeit geltend gemacht.

I.14. In seiner fristgerecht gegen diese Entscheidung erhobenen Beschwerde kritisierte der Beschwerdeführer, dass die

getroEenen Länderfeststellungen unvollständig seien sowie, dass die belangte Behörde die eingebrachte

Stellungnahme nicht mitberücksichtigt habe. Er betonte, dass die ländlichen Gebiete rund um XXXX weiterhin unter

der Kontrolle der Al Shabaab stünden und hielt fest, dass er sehr wohl in seiner Einvernahme am 16.03.2011 den

Vorfall mit Al Shabaab genau beschreiben habe können. Zudem habe er auch angeführt, dass bereits andere Männer

aus dem Dorf verschleppt worden seien. Nach jenem Vorfall sei schließlich seine Familie ins Visier der Islamisten

geraten, sodass zwei Brüder Miehen hätten müssen. Selbst wenn der Rekrutierungsversuch unabhängig von seiner

ethnischen Zugehörigkeit zustande gekommen wäre, sei seine Kampfverweigerung jedenfalls als politische Gesinnung

zu werten. Der Beschwerdeführer zitierte abschließend zwei Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes und betonte,

dass ihm internationaler Schutz zu gewähren sei.römisch eins.14. In seiner fristgerecht gegen diese Entscheidung

erhobenen Beschwerde kritisierte der Beschwerdeführer, dass die getroEenen Länderfeststellungen unvollständig

seien sowie, dass die belangte Behörde die eingebrachte Stellungnahme nicht mitberücksichtigt habe. Er betonte, dass

die ländlichen Gebiete rund um römisch 40 weiterhin unter der Kontrolle der Al Shabaab stünden und hielt fest, dass

er sehr wohl in seiner Einvernahme am 16.03.2011 den Vorfall mit Al Shabaab genau beschreiben habe können. Zudem

habe er auch angeführt, dass bereits andere Männer aus dem Dorf verschleppt worden seien. Nach jenem Vorfall sei

schließlich seine Familie ins Visier der Islamisten geraten, sodass zwei Brüder Miehen hätten müssen. Selbst wenn der

Rekrutierungsversuch unabhängig von seiner ethnischen Zugehörigkeit zustande gekommen wäre, sei seine

Kampfverweigerung jedenfalls als politische Gesinnung zu werten. Der Beschwerdeführer zitierte abschließend zwei

Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes und betonte, dass ihm internationaler Schutz zu gewähren sei.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:römisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

II.1. Gemäß § 28 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 2008/4, nimmt der Asylgerichtshof mit 1.7.2008 seine Tätigkeit auf. Das

Bundesgesetz über den Unabhängigen Bundesasylsenat (UBASG), BGBl. Nr. 77/1997, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr.

100/2005, tritt mit 1.7.2008 außer Kraft.römisch zwei.1. Gemäß Paragraph 28, Absatz eins, AsylGHG, BGBl. römisch eins

Nr. 2008/4, nimmt der Asylgerichtshof mit 1.7.2008 seine Tätigkeit auf. Das Bundesgesetz über den Unabhängigen

Bundesasylsenat (UBASG), Bundesgesetzblatt Nr. 77 aus 1997,, zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.

100 aus 2005,, tritt mit 1.7.2008 außer Kraft.

II.2. Gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG idF der Dienstrechtsnovelle 2008, BGBl. I Nr. 147/2008, sind auf das Verfahren vor

dem Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. Nr. 100, nicht anderes ergibt, die

Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß

anzuwenden, dass an die Stelle des BegriEs " Berufung" der BegriE " Beschwerde" tritt.römisch zwei.2. Gemäß

Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG in der Fassung der Dienstrechtsnovelle 2008, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147

aus 2008,, sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005),

Bundesgesetzblatt Nr. 100, nicht anderes ergibt, die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes

1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des BegriEs "

Berufung" der Begriff " Beschwerde" tritt.

II.3. Gemäß § 9 leg.cit. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung

durch Einzelrichter oder verstärkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.römisch zwei.3. Gemäß Paragraph 9, leg.cit.

entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung durch Einzelrichter oder

verstärkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.

II.4. Gemäß § 61 Abs. 1 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen Bescheide des

Bundesasylamtes und über Beschwerden wegen Verletzung der EntscheidungspMicht des Bundesasylamtes. Gemäß

Abs. 3 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide wegen

Drittstaatssicherheit gemäß § 4, wegen Zuständigkeit eines anderen Staates gemäß § 5 und wegen entschiedener

Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG sowie über die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.römisch zwei.4.
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Gemäß Paragraph 61, Absatz eins, AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen

Bescheide des Bundesasylamtes und über Beschwerden wegen Verletzung der EntscheidungspMicht des

Bundesasylamtes. Gemäß Absatz 3, entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen

zurückweisende Bescheide wegen Drittstaatssicherheit gemäß Paragraph 4,, wegen Zuständigkeit eines anderen

Staates gemäß Paragraph 5 und wegen entschiedener Sache gemäß Paragraph 68, Absatz eins, AVG sowie über die mit

diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

II.5. Gemäß § 75 Abs. 7 AsylG 2005 sind am 1.7.2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren vom

Asylgerichtshof nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen weiterzuführen:römisch zwei.5. Gemäß Paragraph 75,

Absatz 7, AsylG 2005 sind am 1.7.2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren vom Asylgerichtshof

nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen weiterzuführen:

1. Mitglieder des Unabhängigen Bundesasylsenates, die zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannt worden sind, haben

alle bei ihnen anhängigen Verfahren, in denen bereits eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, als Einzelrichter

weiterzuführen.

2. Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine mündliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, sind

von dem nach der ersten Geschäftsverteilung des Asylgerichtshofes zuständigen Senat weiterzuführen.

3. Verfahren gegen abweisende Bescheide, die von nicht zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannten Mitgliedern des

Unabhängigen Bundesasylsenates geführt wurden, sind nach Maßgabe der ersten Geschäftsverteilung des

Asylgerichtshofes vom zuständigen Senat weiterzuführen.

II.6. Gemäß § 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehörde, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass

die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen

Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine

im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurückverweisen. Gemäß Abs. 3 leg. cit. kann die Berufungsbehörde jedoch

die mündliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchführen, wenn hiermit eine Ersparnis

an Zeit und Kosten verbunden ist.römisch zwei.6. Gemäß Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die Berufungsbehörde,

wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen

Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen

Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behörde

zurückverweisen. Gemäß Absatz 3, leg. cit. kann die Berufungsbehörde jedoch die mündliche Verhandlung und

unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchführen, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden

ist.

Auch der Asylgerichtshof ist zur Anwendung des § 66 Abs. 2 AVG berechtigt (vgl. dazu VwGH 21.11.2002, 2002/20/0315

und 21.11.2002, 2000/20/0084). Eine kassatorische Entscheidung darf von der Berufungsbehörde nicht bei jeder

Ergänzungsbedürftigkeit des Sachverhaltes, sondern nur dann getroEen werden, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt

so mangelhaft ist, dass die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.

Die Berufungsbehörde (hier: der Asylgerichtshof) hat dabei zunächst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob

angesichts der Ergänzungsbedürftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchführung einer mündlichen

Verhandlung als "unvermeidlich erscheint". Für die Frage der Unvermeidlichkeit einer mündlichen Verhandlung im

Sinne des § 66 Abs. 2 AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung

erforderlich ist (vgl. etwa VwGH 14.3.2001, 2000/08/0200; zum BegriE "mündliche Verhandlung" im Sinne des § 66 Abs.

2 AVG siehe VwGH 21.11.2002, 2000/20/0084).Auch der Asylgerichtshof ist zur Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2,

AVG berechtigt vergleiche dazu VwGH 21.11.2002, 2002/20/0315 und 21.11.2002, 2000/20/0084). Eine kassatorische

Entscheidung darf von der Berufungsbehörde nicht bei jeder Ergänzungsbedürftigkeit des Sachverhaltes, sondern nur

dann getroEen werden, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchführung oder

Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehörde (hier: der

Asylgerichtshof) hat dabei zunächst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der

Ergänzungsbedürftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchführung einer mündlichen Verhandlung als

"unvermeidlich erscheint". Für die Frage der Unvermeidlichkeit einer mündlichen Verhandlung im Sinne des Paragraph
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66, Absatz 2, AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung

erforderlich ist vergleiche etwa VwGH 14.3.2001, 2000/08/0200; zum BegriE "mündliche Verhandlung" im Sinne des

Paragraph 66, Absatz 2, AVG siehe VwGH 21.11.2002, 2000/20/0084).

II.7. Der Gesetzgeber hat in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch den

Verfassungsgerichtshof) eingerichtet. In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt gemäß § 37 AVG den

gesamten für die Entscheidung über den Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln. Diese Anordnung des

Gesetzgebers würde aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens wesentlicher Sachverhaltsermittlungen in

erster Instanz zu einer Verlagerung des Verfahrens vor den Asylgerichtshof käme und die Einrichtung von zwei

Entscheidungsinstanzen damit zur bloßen Formsache würde. Es ist nicht im Sinne des Gesetzes, wenn der

Asylgerichtshof, statt seine (umfassende) Kontrollbefugnis wahrnehmen zu können, eigentlich jene Stelle darstellt, die

in einer Gesamtbetrachtung erstmals den für das Verfahren sowie für eine Entscheidung wesentlichen Sachverhalt

ermittelt und einer Beurteilung unterzieht. Dieser Gesichtspunkt ist auch nach AuEassung des

Verwaltungsgerichtshofes - immer unter ausreichender Berücksichtigung des Parteieninteresses an einer raschen

Erledigung des Asylverfahrens - bei der Ermessensausübung nach § 66 Abs. 2 und 3 AVG einzubeziehen.römisch

zwei.7. Der Gesetzgeber hat in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch den

Verfassungsgerichtshof) eingerichtet. In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt gemäß Paragraph 37, AVG

den gesamten für die Entscheidung über den Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln. Diese Anordnung des

Gesetzgebers würde aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens wesentlicher Sachverhaltsermittlungen in

erster Instanz zu einer Verlagerung des Verfahrens vor den Asylgerichtshof käme und die Einrichtung von zwei

Entscheidungsinstanzen damit zur bloßen Formsache würde. Es ist nicht im Sinne des Gesetzes, wenn der

Asylgerichtshof, statt seine (umfassende) Kontrollbefugnis wahrnehmen zu können, eigentlich jene Stelle darstellt, die

in einer Gesamtbetrachtung erstmals den für das Verfahren sowie für eine Entscheidung wesentlichen Sachverhalt

ermittelt und einer Beurteilung unterzieht. Dieser Gesichtspunkt ist auch nach AuEassung des

Verwaltungsgerichtshofes - immer unter ausreichender Berücksichtigung des Parteieninteresses an einer raschen

Erledigung des Asylverfahrens - bei der Ermessensausübung nach Paragraph 66, Absatz 2 und 3 AVG einzubeziehen.

II.8. Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Rechtsprechung eine ganzheitliche Würdigung des individuellen

Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persönlichen

Glaubwürdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine

Auseinandersetzung mit (aktuellen) Länderberichten verlangt (VwGH vom 26.11.2003, Zl. 2003/20/0389).römisch

zwei.8. Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Rechtsprechung eine ganzheitliche Würdigung des individuellen

Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persönlichen

Glaubwürdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine

Auseinandersetzung mit (aktuellen) Länderberichten verlangt (VwGH vom 26.11.2003, Zl. 2003/20/0389).

II.9. Ebenso hat der Verfassungsgerichtshof, in nunmehr ständiger Rechtsprechung (vgl. Erkenntnis vom 24.02.2009, Zl.

U 179/08-14 u. a.), ausgesprochen, dass willkürliches Verhalten einer Behörde, das in die Verfassungssphäre eingreift,

dann anzunehmen ist, wenn in einem entscheidenden Punkt jegliche Ermittlungstätigkeit unterlassen wird oder ein

ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren gar nicht stattNndet, insbesondere in Verbindung mit einem Ignorieren des

Parteienvorbringens oder dem Außer- Acht - Lassen des konkreten Sachverhaltes (vgl. VfSlg. 15.451/1999, 15.743/2000,

16.354/2001, 16.383/2001). Ein willkürliches Vorgehen liegt insbesondere dann vor, wenn die Behörde den Bescheid

mit Ausführungen begründet, denen jeglicher Begründungswert fehlt (vgl. VfSlg. 13.302/1992 m. w. N., 14.421/1996,

15.743/2000).römisch zwei.9. Ebenso hat der Verfassungsgerichtshof, in nunmehr ständiger Rechtsprechung

vergleiche Erkenntnis vom 24.02.2009, Zl. U 179/08-14 u. a.), ausgesprochen, dass willkürliches Verhalten einer

Behörde, das in die Verfassungssphäre eingreift, dann anzunehmen ist, wenn in einem entscheidenden Punkt jegliche

Ermittlungstätigkeit unterlassen wird oder ein ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren gar nicht stattNndet,

insbesondere in Verbindung mit einem Ignorieren des Parteienvorbringens oder dem Außer- Acht - Lassen des

konkreten Sachverhaltes vergleiche VfSlg. 15.451 aus 1999,, 15.743 aus 2000,, 16.354 aus 2001,, 16.383 aus 2001,). Ein

willkürliches Vorgehen liegt insbesondere dann vor, wenn die Behörde den Bescheid mit Ausführungen begründet,

denen jeglicher Begründungswert fehlt vergleiche VfSlg. 13.302 aus 1992, m. w. N., 14.421 aus 1996,, 15.743 aus 2000,).

II.10. Die belangte Behörde hat die von der Rechtsprechung der Gerichtshöfe des öEentlichen Rechts geforderten

Maßstäbe eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens im gegenständlichen Fall auf Grund grober
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Verfahrensfehler neuerlich missachtet.römisch zwei.10. Die belangte Behörde hat die von der Rechtsprechung der

Gerichtshöfe des öEentlichen Rechts geforderten Maßstäbe eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens im

gegenständlichen Fall auf Grund grober Verfahrensfehler neuerlich missachtet.

Vorausgeschickt wird, dass das Bundesasylamt zutreEend auf die unterschiedlichen Angaben des Beschwerdeführers

hinsichtlich des zeitlichen Ablaufes zwischen der angeblichen Bedrohung seitens Al Shabaab-Mitglieder sowie seiner

späteren Flucht hingewiesen hat. Diesen im bekämpften Bescheid dargelegten Erwägungen ist der Beschwerdeführer

in seinem Rechtsmittelschriftsatz auch mit keinem Wort entgegengetreten.

Abgesehen davon, erweisen sich die beweiswürdigenden Überlegungen der belangten Behörde allerdings als nicht

stichhaltig. So wird dem Beschwerdeführer weiterhin vorgeworfen, er hätte eine bloße Rahmengeschichte ohne

detaillierte Hintergründe geschildert, wobei darauf hingewiesen wird, er habe nicht angeben können, wann und wie

viele Personen zu ihm gekommen wären bzw. wo er sich zu diesem Zeitpunkt befunden habe oder wie lange die

Islamisten bei ihm gewesen seien (vgl. Bescheidseite 83). Es ist dem Beschwerdeführer darin zu folgen, dass dies eine

klare Aktenwidrigkeit darstellt, zumal der Genannte aus Sicht des erkennenden Senates in seiner Einvernahme am

16.03.2011 sehr wohl detaillierte Schilderungen zu Protokoll gab (AS 65f). Es wäre in diesem Zusammenhang Aufgabe

des Bundesasylamtes gewesen, allfällige Diskrepanzen zwischen den einzelnen Einvernahmen des Beschwerdeführers

(auch seiner zeugenschaftlichen Befragung anlässlich des Einreiseantrages seiner Frau) sowie zwischen diesen und

seiner Ehefrau herauszuarbeiten. Es wäre auch denkbar gewesen, die Eheleute zu konkreten Details der

Fluchtgeschichte näher zu befragen (beispielsweise den Beschwerdeführer dazu, wo sich seine Ehefrau und die Kinder

zum Zeitpunkt des Vorfalls aufgehalten hätten) und die unterschiedlichen Zeit- bzw. HäuNgkeitsangaben der Eheleute

betreEend die angebliche Bedrohung sowie die angeblich eingeräumte Bedenkzeit dem jeweils anderen vorzuhalten,

um im Anschluss daran eine nachvollziehbare Glaubwürdigkeitsprüfung vorzunehmen.Abgesehen davon, erweisen

sich die beweiswürdigenden Überlegungen der belangten Behörde allerdings als nicht stichhaltig. So wird dem

Beschwerdeführer weiterhin vorgeworfen, er hätte eine bloße Rahmengeschichte ohne detaillierte Hintergründe

geschildert, wobei darauf hingewiesen wird, er habe nicht angeben können, wann und wie viele Personen zu ihm

gekommen wären bzw. wo er sich zu diesem Zeitpunkt befunden habe oder wie lange die Islamisten bei ihm gewesen

seien vergleiche Bescheidseite 83). Es ist dem Beschwerdeführer darin zu folgen, dass dies eine klare Aktenwidrigkeit

darstellt, zumal der Genannte aus Sicht des erkennenden Senates in seiner Einvernahme am 16.03.2011 sehr wohl

detaillierte Schilderungen zu Protokoll gab (AS 65f). Es wäre in diesem Zusammenhang Aufgabe des Bundesasylamtes

gewesen, allfällige Diskrepanzen zwischen den einzelnen Einvernahmen des Beschwerdeführers (auch seiner

zeugenschaftlichen Befragung anlässlich des Einreiseantrages seiner Frau) sowie zwischen diesen und seiner Ehefrau

herauszuarbeiten. Es wäre auch denkbar gewesen, die Eheleute zu konkreten Details der Fluchtgeschichte näher zu

befragen (beispielsweise den Beschwerdeführer dazu, wo sich seine Ehefrau und die Kinder zum Zeitpunkt des Vorfalls

aufgehalten hätten) und die unterschiedlichen Zeit- bzw. HäuNgkeitsangaben der Eheleute betreEend die angebliche

Bedrohung sowie die angeblich eingeräumte Bedenkzeit dem jeweils anderen vorzuhalten, um im Anschluss daran

eine nachvollziehbare Glaubwürdigkeitsprüfung vorzunehmen.

Seitens des Bundesasylamtes wurde etwa auch der Umstand nicht näher beleuchtet, dass die Ehefrau des

Beschwerdeführers noch im Rahmen ihrer Befragung vor der ÖB XXXX am 20.08.2012 zu Protokoll gegeben hatte, zwei

Tage später von Seiten der Islamisten nach dem Aufenthalt ihres Mannes befragt worden zu sein. Einen solchen Vorfall

erwähnte sie hingegen anlässlich ihrer Einvernahme vor dem Bundesasylamt nicht einmal mehr ansatzweise. Die

belangte Behörde hat die Ehefrau des Beschwerdeführers jedoch weder mit diesen Ungereimtheiten konfrontiert,

noch ist sie darauf in ihrer Beweiswürdigung eingegangen.Seitens des Bundesasylamtes wurde etwa auch der

Umstand nicht näher beleuchtet, dass die Ehefrau des Beschwerdeführers noch im Rahmen ihrer Befragung vor der

ÖB römisch 40 am 20.08.2012 zu Protokoll gegeben hatte, zwei Tage später von Seiten der Islamisten nach dem

Aufenthalt ihres Mannes befragt worden zu sein. Einen solchen Vorfall erwähnte sie hingegen anlässlich ihrer

Einvernahme vor dem Bundesasylamt nicht einmal mehr ansatzweise. Die belangte Behörde hat die Ehefrau des

Beschwerdeführers jedoch weder mit diesen Ungereimtheiten konfrontiert, noch ist sie darauf in ihrer

Beweiswürdigung eingegangen.

Soweit das Bundesasylamt weiters ausführt, der Beschwerdeführer habe nicht erklären können, weshalb er, nicht aber

andere Dorfbewohner, zur Teilnahme am Krieg aufgefordert worden wäre, und habe dieser außerdem sein

Vorbringen gesteigert, so wurde in diesem Zusammenhang nicht mitberücksichtigt, dass der Beschwerdeführer bereits



zu Beginn seiner Einvernahme am 16.03.2011 angegeben hatte, die Islamisten wären öfters im Dorf XXXX gewesen (AS

64). Diese Aussage des Beschwerdeführers kann daher ebenfalls nicht zur (negativen) Beurteilung seiner

Glaubwürdigkeit herangezogen werden.Soweit das Bundesasylamt weiters ausführt, der Beschwerdeführer habe nicht

erklären können, weshalb er, nicht aber andere Dorfbewohner, zur Teilnahme am Krieg aufgefordert worden wäre,

und habe dieser außerdem sein Vorbringen gesteigert, so wurde in diesem Zusammenhang nicht mitberücksichtigt,

dass der Beschwerdeführer bereits zu Beginn seiner Einvernahme am 16.03.2011 angegeben hatte, die Islamisten

wären öfters im Dorf römisch 40 gewesen (AS 64). Diese Aussage des Beschwerdeführers kann daher ebenfalls nicht

zur (negativen) Beurteilung seiner Glaubwürdigkeit herangezogen werden.

Schließlich hat das Bundesasylamt aber auch - bei unterstelltem Wahrheitsgehalt der Angaben des Beschwerdeführers

- pauschal die Asylrelevanz von Rekrutierungsversuchen durch die Al Shabaab verneint. Selbst wenn man den im

bekämpften Bescheid getroEenen Länderberichten folgend davon ausgeht, dass Al Shabaab keine speziellen Gruppen

verfolge, erscheint es nicht gänzlich ausgeschlossen, dass dem Beschwerdeführer unabhängig von seiner ethnischen

Zugehörigkeit durch eine allfällige Weigerung zur Teilnahme am Krieg eine politische Gesinnung unterstellt würde,

welcher durchaus Asylrelevanz zukommen könnte. In diesem Zusammenhang ist zudem zu bemängeln, dass im

bekämpften Bescheid trotz der geltend gemachten Einwände des Beschwerdeführers in seiner Stellungnahme am

19.06.2013 Feststellungen dazu fehlen, ob der - seitens der belangten Behörde nicht in Abrede gestellte - Heimatort

des Beschwerdeführers "XXXX" aktuell unter Kontrolle der Al Shabaab steht und der Genannte schon aufgrund dessen

im Falle seiner Rückkehr einer erhöhten Verfolgungsgefahr ausgesetzt sein würde.

Angesichts des mangelnden Ermittlungsverfahrens und der unschlüssigen Beweiswürdigung ist es zum jetzigen

Zeitpunkt somit nicht möglich, die Frage der Verwirklichung eines asylrelevanten Sachverhaltes abschließend zu

beurteilen.

Die belangte Behörde wird sich im fortgesetzten Verfahren nicht nur mit den aufgezeigten Mängeln befassen müssen,

sondern auch die unterschiedlichen Angaben des Beschwerdeführers und seiner Ehefrau zu deren angeblichen

Herkunftsort mitzuberücksichtigen haben.

II.11. Aufgrund des augenscheinlich mangelnden Ermittlungsverfahrens des Bundesasylamtes hat die Erstbehörde

jedenfalls gegen ihre PMichten zur Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens und zur

ganzheitlichen Würdigung des individuellen Vorbringens verstoßen.römisch zwei.11. Aufgrund des augenscheinlich

mangelnden Ermittlungsverfahrens des Bundesasylamtes hat die Erstbehörde jedenfalls gegen ihre PMichten zur

Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens und zur ganzheitlichen Würdigung des individuellen

Vorbringens verstoßen.

Das erstinstanzliche Verfahren erweist sich daher insgesamt als mangelhaft, so dass die Durchführung einer

mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, wobei es für die Frage der Unvermeidlichkeit einer mündlichen

Verhandlung im Sinne des § 66 Abs. 2 AVG unerheblich ist, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine bloße

Einvernahme erfolgt (VwGH 21.11.2002, 2000/20/0084 mwN; 21.11.2002, 2002/20/0315; VwGH 11.12.2003,

2003/07/0079).Das erstinstanzliche Verfahren erweist sich daher insgesamt als mangelhaft, so dass die Durchführung

einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, wobei es für die Frage der Unvermeidlichkeit einer

mündlichen Verhandlung im Sinne des Paragraph 66, Absatz 2, AVG unerheblich ist, ob eine kontradiktorische

Verhandlung oder nur eine bloße Einvernahme erfolgt (VwGH 21.11.2002, 2000/20/0084 mwN; 21.11.2002,

2002/20/0315; VwGH 11.12.2003, 2003/07/0079).

Im Rahmen einer solchen Verhandlung bzw. Einvernahme wäre zur vollständigen Ermittlung des maßgebenden

Sachverhaltes auch die Erörterung der Ermittlungsergebnisse mit dem Beschwerdeführer notwendig, um diesem auch

das in § 43 Abs. 4 AVG verbürgte Recht zur Stellungnahme zu gewährleisten.Im Rahmen einer solchen Verhandlung

bzw. Einvernahme wäre zur vollständigen Ermittlung des maßgebenden Sachverhaltes auch die Erörterung der

Ermittlungsergebnisse mit dem Beschwerdeführer notwendig, um diesem auch das in Paragraph 43, Absatz 4, AVG

verbürgte Recht zur Stellungnahme zu gewährleisten.

II.12. Von der durch § 66 Abs. 3 AVG eingeräumten Möglichkeit, die mündliche Verhandlung und unmittelbare

Beweisaufnahme selbst durchzuführen, wenn "hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist", war im

vorliegenden Fall schon deshalb nicht Gebrauch zu machen, weil das Verfahren vor dem Asylgerichtshof - anders als

das erstinstanzliche Asylverfahren - sich als Mehrparteienverfahren darstellt (vgl. § 67b Z 1 AVG), sodass schon
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aufgrund der dadurch bedingten Erhöhung des administrativ-manipulativen Aufwandes bei Durchführung einer

mündlichen Verhandlung, dies unter Berücksichtigung der §§ 51a bis d AVG und der Notwendigkeit der Ladung

mehrerer Parteien, keine Kostenersparnis zu erzielen wäre. Hinzu kommt, dass die Vernehmung vor dem

Bundesasylamt dezentral durch die Außenstellen in den Bundesländern erfolgt, während der Asylgerichtshof als

zentraler Gerichtshof in Wien (mit einer Außenstelle in Linz) eingerichtet ist, sodass auch diesbezüglich eine

Kostenersparnis nicht ersichtlich ist. Im Übrigen liegt eine rechtswidrige Ausübung des Ermessens durch eine auf § 66

Abs. 2 AVG gestützte Entscheidung schon dann nicht vor, wenn die beteiligten Behörden ihren Sitz am selben Ort

haben (VwGH 21.11.2002, Zl. 2000/20/0084, unter Verweis auf VwGH 29.01.1987, Zl. 86/08/0243).römisch zwei.12. Von

der durch Paragraph 66, Absatz 3, AVG eingeräumten Möglichkeit, die mündliche Verhandlung und unmittelbare

Beweisaufnahme selbst durchzuführen, wenn "hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist", war im

vorliegenden Fall schon deshalb nicht Gebrauch zu machen, weil das Verfahren vor dem Asylgerichtshof - anders als

das erstinstanzliche Asylverfahren - sich als Mehrparteienverfahren darstellt vergleiche Paragraph 67 b, ZiEer eins,

AVG), sodass schon aufgrund der dadurch bedingten Erhöhung des administrativ-manipulativen Aufwandes bei

Durchführung einer mündlichen Verhandlung, dies unter Berücksichtigung der Paragraphen 51 a bis d AVG und der

Notwendigkeit der Ladung mehrerer Parteien, keine Kostenersparnis zu erzielen wäre. Hinzu kommt, dass die

Vernehmung vor dem Bundesasylamt dezentral durch die Außenstellen in den Bundesländern erfolgt, während der

Asylgerichtshof als zentraler Gerichtshof in Wien (mit einer Außenstelle in Linz) eingerichtet ist, sodass auch

diesbezüglich eine Kostenersparnis nicht ersichtlich ist. Im Übrigen liegt eine rechtswidrige Ausübung des Ermessens

durch eine auf Paragraph 66, Absatz 2, AVG gestützte Entscheidung schon dann nicht vor, wenn die beteiligten

Behörden ihren Sitz am selben Ort haben (VwGH 21.11.2002, Zl. 2000/20/0084, unter Verweis auf VwGH 29.01.1987, Zl.

86/08/0243).

II.13. Ausgehend von diesen Überlegungen war im vorliegenden Fall dem diesbezüglichen Antrag in der Beschwerde

Rechnung zu tragen und das dem Asylgerichtshof gemäß § 66 Abs. 2und 3 AVG eingeräumte Ermessen im Sinne einer

kassatorischen Entscheidung zu üben. Der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass im Fall eines gemäß § 66

Abs. 2 AVG ergangenen aufhebenden Bescheides die Verwaltungsbehörden (lediglich) an die die Aufhebung tragenden

Gründe und die für die Behebung maßgebliche Rechtsansicht gebunden sind (vgl. z.B. VwGH 22.12.2005, Zl.

2004/07/0010, VwGH 08.07.2004, Zl. 2003/07/0141); durch eine Zurückverweisung nach § 66 Abs. 2 AVG tritt das

Verfahren aber in die Lage zurück, in der es sich vor Erlassung des aufgehobenen Bescheides befand (VwGH

22.05.1984, Zl. 84/07/0012), sodass das Bundesasylamt das im Rahmen des Beschwerdeverfahrens erstattete weitere

Parteivorbringen zu berücksichtigen hat.römisch zwei.13. Ausgehend von diesen Überlegungen war im vorliegenden

Fall dem diesbezüglichen Antrag in der Beschwerde Rechnung zu tragen und das dem Asylgerichtshof gemäß

Paragraph 66, Absatz 2 u, n, d, 3 AVG eingeräumte Ermessen im Sinne einer kassatorischen Entscheidung zu üben. Der

Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass im Fall eines gemäß Paragraph 66, Absatz 2, AVG ergangenen

aufhebenden Bescheides die Verwaltungsbehörden (lediglich) an die die Aufhebung tragenden Gründe und die für die

Behebung maßgebliche Rechtsansicht gebunden sind vergleiche z.B. VwGH 22.12.2005, Zl. 2004/07/0010, VwGH

08.07.2004, Zl. 2003/07/0141); durch eine Zurückverweisung nach Paragraph 66, Absatz 2, AVG tritt das Verfahren aber

in die Lage zurück, in der es sich vor Erlassung des aufgehobenen Bescheides befand (VwGH 22.05.1984, Zl.

84/07/0012), sodass das Bundesasylamt das im Rahmen des Beschwerdeverfahrens erstattete weitere

Parteivorbringen zu berücksichtigen hat.
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